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SATZUNG

über die Beschaffung, Anbringung und Un-
terhaltung von Grundstücksnummernschildern
Auf Grund des $ 5 HGo 1n der jetzt geltenden Fassung vom
1.7.,1960 (cyBf . S. 1O3), j_n Verbindung mit den r$$ 126 Abs"3 und 143 des i;undesbaugesetzes (nBauG) vom 29.6. j"960
(BGB]. rs. 34L) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde
GTLSERBERG in der sitzung am 29.8.7s. folgende satzung
beschlossen:

$f Verpfllchtung zur Beschaffung,
Anbrlngung und Unterhaltung von
Grunds tüc ksnumme rn s c hi 1 de rn

1-. Jedes Grundstück, das baulich oder gewerblich genutzt
bzw. auf dem diese Nutzung durch bauliche Maßnahmen be-
reits vorbereitet wird, ist ohne Rücksicht auf den stand der
Erschließung mit einer von der Gemeinde festzusetzenden
Grundstücksnummer nach Maßgabe der nachstehenden vor-
schriften zu versehen.
2. Die gleiche verpfllchtung besteht auch für noch unbebau-
te, aber baulich oder gewerblich nutzbare Grundstücke i-nner-
halb der bebauten Ortslage.
3. Besteht das Grundstück aus mehreren selbständigen bau-
lich oder gewerblich nutzbaren Grundstücksteilen, so han-
delt es sich um selbständige Grundstücke, die jeweils ge-
trennt den BestJ_mmungen dj_eser Satzung unterliegen.
4. Ftrof-, Seiten- oder Hintergebäude, die wohn- oder ge-
werblichen Zwecken dienen, erhalten die Nummer des
Grundstückes mit einem Z-usatz (Beifügung eines kleinen
Buchstabens des lateinischen Alphabetes), wenn ihre Benut-
zlrng ganz oder zum Teil vom Vorder- oder Hauptgebäude
unabhängig ist (2.8. selbständige hlohnung oder selbständlger
Gewerbebetrieb ) .

$e Verpfli.chteter
t. verpflichteter im sinne dleser satzung ist der jewellige
Grundstückseigentümer, Mehrere Eigentümer gelten als Ge-
samtverpflichtete .
2. Grundstückseigentümer im sinne d r,eser satzung sind auch
die Tnhaber grundstücksgleicher Rechte (2.s. Erbbauberecht-
tfgte). fm Fal1e eines Erbbaurechts ist der Erbbauberechtigte
Erstverpflichteter.

$S Größe und Aussehen des Schildes
1. !üenn der Eigentümer nicht die in der Regel übllchen
blauen Nummernschilder mit weißen Zahl-en bzw. Buchsta-
ben verwenden wilI, so kann er eine den gleichen Zweck
vol1 erfüllende und slch im Rahmen dleses Zweckes gelten-
de andere Kennzeichnungsform wählen.
2. r,n jedem Fa11e sind wetterbeständlge und nicht veränder-
liche Beschilderungen zu verwenden.
3. Das Nummernschild muß stets in gut slchtbarem und les-
barem Zustand erhalten und gegebenenfalls erneuert werden.
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$4 Anbringungsstellen auf dem Grundstück1. Das Nummernschild soll in aer Regel an der nach derStraße zu stehenden Hausseite oder an der Grundstückseln-

friedung ( Grundstückszugang) zur Straßensej_te angebracht
werden. Bei dem Anbringen an einer anderen sterle darf
das Finden des Schildes von der Straße aus nicht erschwert
sein.
2. Das Schild ist mlndestens 1 il, jedoch höchstens 2 m
über straßenhöhe so anzubring€D, daß es ohne jede Mühejederzeit von der straße aus lesbar ist. rm Falre des $ rAbs. 4 ist sinngemäß zu verfahren.

$5 Zuteilung der Grundstücksnummer
1. Bei belderseitig bebaubaren Straßen erhalten die Grund-
stücke auf der einen straßenseite die geraden Nummern,
die auf der and<iren Straßenseite die ungeraden Nummern.
2. Bei endgüItig einseltiger Bebauung wird fortlaufend nu-
meriert. Gleiches gilt für die Nummernverteilung bel Rei-
henhäusern.
3. Bei Eckgrundstücken si_nd die Nummern in jeder Straße
zuzuteilen, von der das Grundstück überwiegend erchlossen

- wlrd. Das ist in der Regel jene Straße, von der aus der allei-
nige oder Hauptzugang zum Grundstück besteht. Ein Rechts-
anspruch des Grundstückseigentümer auf Zuteilung des Grund-
stückes zu elner bestimmten Straße besteht nicht.
4. Auch für zur Zeit noch nicht unter $f fallende Grund-
stücke ist die künftige Nummer zuzuteilen, sobald durch Um-
legung, T.eilung oder sonstige Anderung Grundstücke für die
spätere bauliche oder gewerbliche Nutzung geschaffen wor-
den sind.
5. Vüenn städtehauliche oder andere Gründe dies erfordern,
ist entsprechend den vorstehenden Absätzen eine Neuzuteilung
der Nummern durchzuführen.
6. Die Zutej-lung der jeweiligen Grundstücksnummern erfolgt
durch den Gemeindevorstand. Der Gemeindevorstand hat
von der Zutellung der Nummern die Eigentümer und,vor
al1em auch das zuständige Katasteramt unverzüglich zu be-
nachrj-chtigen.

$6 Entstehung der Verpflichtungen
1. Die Verpflichtungen zum Beschaffen, Anbringen und Un-
terhalten der Nummernschllder nach Maßgabe dieser Satzung
entstehen bei schon zugetellten Grundstücksnummern mit
dem Tnkrafttreten dieser Satzung, ift übrlgen mit der ent-
sprechenden Aufforderung an den Elgentümer durch den Ge-
meindevorstand.
2. Das Nummernschild ist innerhalb eines Monats nach Ent-
stehen der Verpflichtung anzubringen.
3. Erforderliche Unterhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen
sj-nd unverzüglich auch ohne besondere behördl-iche Auffor-
derung durchzuführen.

$Z Kostentragung
Die durch die Durchführung dieser Bestimmungen entstehen-
den Kosten trägt der Grundstückseigentümer.
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$B Ausnahmeregelung

Auf besonderen Antrag des verpflichteten und von Amts we-gen kann der Gemeindevorstand Ausnahmen von den Bestim-
mungen der $$ 1 bis 7 dann zulassen, wenn die Durchführung
dieser Besti-mmungen zu einer unbilligen Härte für den Ver-pflichteten führt oder \4lenn der Zweck der Kennzeichnungsver-
pflichtung auf eine andere hleise zweckdienlicher emelcht
werden kann. Das gilt insbesondere auch dann, \^/enn dieschon durchgeführten Kennzeichungen auf Grund der $$ 3und 4 verändert werden müssen.

$9 Zwangsmaßnahmen
1. vorsätzl1che und fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen
Gebote und verbote dleser satzung können mlt Geldbußen
geahndet werden. D,as Bundesgesetz über ordnungswldrlg-
keiten vom 25.7.'1957 (BGBr. rS. r,77"') i.d.,F. der Gesetze
vom 26.7 .19,57 (BGBI. rS. 861 und BGBI. rrs . 7Lg) rinoet
Anwendung. Verwaltungsbehörde im Sj_nne des $ Zg des
Bundesgesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der Gemeinde-
vorstand ( $ 5 Abs. 2 HGO).
2.Die Befolgung der im Rahmen dieser Satzung erlas-
senen verwaltungsverfügungen kann durch Ersatzvornahme
(Ausführung der zu erzwingenden Handlung auf Kosten des
Pflichtigen oder durch Festsetzung von Zwangsgeld nach
Maßgabe des $ fSe der Hessischen Gemelndeordnung durch-
gesetzt werden.

$fO fnkrafttreten
Diese SAtzung tritt am 1_3.9.1975 in Kraft. Gleichzeitig
tritt damit die bisherige Satzung vom L7.5.1967 außerKraft.

Gilserberg den L2.g.,1g75
( Siegel )

gez. Drescher gez. Jungheim
Bürgermeister f. Beigeordneter

Bekanntgemacht im Hochland-Mittellungsblatt Nr. g7 /75vom 3-2.9 .,L9,75.


